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Beschluss:

1. Das Kommunalreferat wird beauftragt, das neue Vorkaufsrecht

gem. § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 BauGB ( sog. „Schrott-“oder „Problem-

immobilien“) dann zu prüfen und dem Stadtrat zur Entscheidung vorzulegen, 

wenn es sich um der Vorkaufsrechtsstelle von anderen fachlich zuständigen 

Dienststellen innerhalb der Stadtverwaltung oder städtischen Gremien 

(einschließlich der Bezirksausschüsse) vorab zur Kenntnis gebrachte 

Objekte handelt. Eine Prüfung aller eingehenden Vorkaufsrechtsanfragen im 

Hinblick auf diesen Vorkaufsrechtstatbestand unterbleibt. Das 

Kommunalreferat wird beauftragt, das Vorhandensein derartiger Objekte 

einmal jährlich bei den zuständigen Ststellen abzufragen.

2. Der neue Vorkaufsrechtstatbestand des § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB 

(brachliegende und unbebaute Grundstücke im Innenbereich) bedarf zu seiner 

Umsetzung einer kraft Gesetzes zeitlich befristeten Verordnung des Freistaats 

und eines städtischen Satzungserlasses. Für den Fall, dass diese 

Voraussetzungen durch den Freistaat geschaffen werden sollten, wird 

der Stadtrat mit einem städtischen Satzungserlass befasst. Der 

Oberbürgermeister wird gebeten, die Staatsregierung aufzufordern, 

diese Voraussetzungen schnellstmöglich zu schaffen.

3. Das Kommunalreferat wird beauftragt, im Rahmen der 

Vorkaufsrechtsausübung nach dem Baugesetzbuch bei Fällen, für die die am 

23.06.2021 in Kraft getretenen Neuregelungen des 

Baulandmobilisierungsgesetzes bereits gelten, dem Stadtrat die Kauf-

preislimitierung auf den Verkehrswert auf Grundlage von 

Einzelfallprüfungen vorzuschlagen.



Öffentliche Sitzung des Kommunalausschusses vom 07. Oktober 2021                                                                 -   2   -  

4. Das Kommunalreferat wird beauftragt, den konkreten Personalmehrbedarf im 

Zusammenhang mit der Prüfung und Bearbeitung der gesetzlichen 

Vorkaufsrechte zu ermitteln und den Stadtrat im Kommunalausschuss am 

28.10.2021 bzw. der Vollversammlung am 25.11.2021 mit der konkreten 

Stellenforderung zu befassen.

5. Diese Sitzungsvorlage unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Die endgültige Beschlussfassung erfolgt in der Vollversammlung des Stadtrates.


